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Gesetz wurde in das Änderungsgesetz vom 28. Dezember 
1950 ein § 2a eingefügt, der bestimmte, daß der Sitz einer 
außerhalb der BRD nach deutschen Rechtsvorschriften ge­
bildeten Stiftung von einer Landesbehörde der BRD verlegt 
werden kann, wenn sich in dem betreffenden Land Ver­
mögenswerte befinden. Bereits in diesem Sinne getroffene 
Maßnahmen wurden rückwirkend für wirksam erklärt.

Bei- der Bewertung der Haltung, die die BRD zu den 
Enteignungen auf dem Territorium der DDR einnimmt, 
müssen wir davon ausgehen, daß eine Enteignung — sofern 
das von dem eine solche Maßnahme aussprechenden staat­
lichen Organ nicht anders bestimmt wird — alle Vermö­
genswerte erfaßt und damit auch diejenigen, die, sich im 
Ausland befinden. Das läßt sich auch mit der Praxis 
kapitalistischer Staaten belegen. So haben während des 
zweiten Weltkriegs britische Gerichte Enteignungsmaß­
nahmen der norwegischen Exilregierung und US-amerika­
nische Gerichte Enteignungsmaßnahmen der niederländi­
schen Exilregierung nicht nur anerkannt, sondern zugebil­
ligt, daß diese Enteignungen auch das in Großbritannien22 
bzw. das in den USA belegene Vermögen mit umfassen.23 
Auch Schweden hat die Rechtmäßigkeit derartiger Enteig­
nungen bejaht.24 Begründet wurde eine solche Haltung 
damit, daß es nicht angehe, ein Vermögensasyl zu schaffen. 
Außerdem wurde darauf hingewiesen, daß der Staat 
befugt sei, das im Ausland belegene Vermögen seiner 
Staatsbürger zurückzurufen.25 Eine solche Haltung ent­
spricht der Achtung der souveränen Gleichheit aller Staa­
ten und zugleich der Achtung der Rechtsordnung des die 
Enteignung vomehmenden Staates. Übrigens wurde in der 
ersten Entscheidung eines westdeutschen Gerichts zur Ent­
eignungsproblematik zu Recht festgestellt, daß sowohl der 
Firmenname als auch die Warenzeichen von der Enteig­
nung erfaßt werden, weil sie zum Betrieb gehören.26

Die Nichtanwendung dieser klaren rechtlichen Erkennt­
nis auf die auf dem Territorium der DDR und anderer 
sozialistischer Staaten vorgenommenen Enteignungsmaß­
nahmen und die mit großem Aufwand in Theorie und 
Praxis betriebene Entwicklung einer Theorie von einer 
lediglich auf das Territorium des enteignenden Staates 
beschränkten Wirkung einer Enteignung eines ganzen 
Unternehmens haben eindeutig politische Ursachen. Hier 
geht es, wie das BGH-Urteil vom 26. September 1980 doku­
mentiert, eindeutig darum, der DDR und anderen sozia­
listischen Staaten sowie deren volkseigenen Betrieben 
rechtmäßig zustehende Vermögenswerte zu entziehen, um 
die Entwicklung sozialistischer Produktionsverhältnisse zu 
behindern. An diesem Beispiel zeigt sich, wie Rechtspre­
chung und Rechtswissenschaft in den kapitalistischen 
Staaten in den internationalen Klassenkampf einbezogen 
sind. Zum Schutz der Vermögensinteressen von Kriegsge­
winnlern wird nicht davor zurückgeschreckt, im Wider­
spruch zu einem solch allgemein anerkannten völkerrecht­
lichen Grundprinzip zu handeln, wie dem Prinzip der 
Achtung der souveränen Gleichheit aller Staaten.

Diese ökonomischen Ursachen der in der BRD hinsicht­
lich der auf dem Territorium der DDR erfolgten Enteig­
nungen betriebenen Sonderrechtsprechung werden auch in 
kapitalistischen Staaten erkannt. So führt G. Schricker, ein 
bekannter Experte der BRD auf dem Gebiet des gewerb­
lichen Rechtsschutzes, aus: „Die westdeutsche Nachkriegs­
rechtsprechung hat in den bekanntgewordenen Fällen 
durch großzügige Auslegung der einschlägigen rechtlichen 
Vorschriften es den in Ostdeutschland enteigneten Gesell­
schaften ermöglicht, sich im Westen zu etablieren und neue 
Unternehmen aufzübauen.“ Und er fügt hinzu: „Mit einer 
derart entgegenkommenden Rechtsprechung wird freilich 
nicht unter allen Umständen und an allen Orten gerechnet 
werden können.“27 Diese Ansicht wird von einem Richter 
des britischen High Court of Justice in Sachen Zeiss bestä­
tigt, der im diesbezüglichen Urteil ausführte: „Ich kann 
nicht glauben, daß Juristen vom Rang der Richter des 
Bundesgerichtshofes zu einer solchen Folgerung gelangt

wären, wenn ihnen der Wert der Sache, so wie sie es sehen, 
nicht dies als dringend zu verlangen vorgekommen wäre. 
Doch so wie die Dinge liegen, ... fühle ich mich gezwungen 
zu sagen, daß die in Frage stehenden Urteile (d. h. die des 
BGH und vorinstanzlicher Gerichte der BRD — die Verf.) 
rechtswidrig sind.“28

Was die Carl-Zeiss-Stiftung anbetrifft, so ist unstreitig, 
daß das Personalstatut einer juristischen Person — zumin­
dest in Kontinentaleuropa — sich ausnahmslos nach, ihrem 
Sitz bestimmt. Der Sitz ist dabei der Ort, an dem die 
Zentralverwaltung geführt wird.20 Und dieser Ort ist für 
die Carl-Zeiss-Stiftung eindeutig Jena. Selbst wenn man 
davon absehen würde, daß das Statut der Carl-Zeiss-Stif­
tung eine-Sitzverlegung ausschließt, wäre eine Verlegung 
dieser Stiftung nach ihrem Personalstatut nur nach dem 
Recht der DDR zulässig.

Was das Ergänzungsgesetz der BRD vom 3. August 1967 
anbetrifft, so versucht es den Anschein zu erwecken, als 
sei es auf das Hoheitsgebiet der BRD und Westberlins be­
schränkt. Dem ist jedoch nicht so. Mit diesem Gesetz wird 
in die Befugnisse der DDR eingegriffen, da diese nach dem 
Personalstatut der Carl-Zeiss-Stiftung allein über eine 
Sitzverlegung befinden kann. Das BRD-Gesetz versucht 
damit, Hoheitsrechte der BRD auf Gebiete auszudehnen, 
die nicht zu ihrem Territorium gehören. Es stellt somit 
einen schweren Eingriff in die souveränen Rechte der DDR 
dar und ist — wie das Präsidium des Obersten Gerichts 
der DDR in seinem Rechtsgutachten vom 27. November 
1967 ausgeführt hat — „ein Akt juristischer Aggression“ 30 

Von einer solchen Art ist also die „Rechtsgrundlage“, 
gemäß der dem „Jenaer Glaswerk Schott & Gen.“ in Mainz 
als. einer „Betriebsstätte der Carl-Zeiss-Stiftung“ vom 
BGH am 19. Oktober 1966 die alleinige Befugnis zum Ge­
brauch des Wortes „Jenaer“ auf dem Gebiet der BRD 
zuerkannt wurde und auf die sich das Urteil vom 26. Sep­
tember 1980 unter Bezugnahme auf das Urteil von 1966 
stützt. Der BGH vertritt demgemäß auch im Jahre 1980, 
d. h. mehr als 7 Jahre nach Inkrafttreten des Grundlagen­
vertrags zwischen der DDR und der BRD, noch die gleiche 
„Rechts “auffassung, nach der im Urteil vom 29. Juni 1956 
einem „sitzverlegten“ Unternehmen gestattet wurde, im 
Firmennamen geographische Angaben zu benutzen, die auf 
den Sitz des enteigneten Unternehmens hinweisend

Der BGH und der Schutz der Verbraucher vor Irreführung

Untersucht man die Rechtsprechung des BGH in Verfahren 
der ehemaligen Inhaber von Unternehmen, die auf dem 
Territorium der DDR enteignet worden sind, unter waren­
zeichenrechtlichen Gesichtspunkten, kam man nicht um­
hin festzustellen, daß mit der Zuerkennung des Rechts 
auf Führung der alten Firmenbezeichnung (einschließlich- 
der darin einbezogenen geographischen Herkunftsangaben) 
bei den Verbrauchern bewußt der Eindruck erweckt wer­
den soll, es handle sich um den alten Betrieb, dessen Waren 
bereits hinlänglich bekannt waren. Es ist also eine be­
w u ß t e  Irreführung der Verbraucher über die Herkunft 
der angebotenen Waren. Dies geschieht — nach den Worten 
des BGH —, weil „dem verlagerten Unternehmen der Hin­
weis auf den guten Ruf, den es sich durch seine Produktion 
am früheren Herstellungsort erworben habe, nicht ver­
wehrt werden dürfe“.32

Eine solche, durch höchstrichterliche Rechtsprechung 
in der BRD gestützte Linie läßt sich schwerlich mit § 11 
Abs. 1 Nr. 3 des Wärenzeichengesetzes der BRD verein­
baren. Denn nach dieser Vorschrift ist ein Warenzeichen 
zu löschen, wenn sein Inhalt nicht den tatsächlichen Ver­
hältnissen entspricht und dadurch die Gefahr einer Täu­
schung begründet wird.33 Dies ist eine Vorschrift, die dem 
Kennzeichnungscharakter der Warenzeichen entspricht und 
deshalb in den Warenzeichengesetzen vieler Staaten zu 
finden ist. Daher hatte die Klägerin — Jenoptik — ihre 
Klage mit dieser Vorschrift begründet.


